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Denkanstöße für die Zukunft der Verwaltungshochschulen im Span-
nungsfeld von Akademisierung und Handlungssicherheit am Beispiel des 
gehobenen Dienstes in Polizei und Verwaltung.**

I. Vorbemerkungen: Prinzip Verantwortung

Das (Fach-)Hochschulstudium als regelmäßige Bildungsvorausset-
zung für den Zugang zum gehobenen Dienst in Polizei und Verwaltung 
gehört seit den reformbewegten 1970ger Jahren zum Standard. Der 
Bund und die Länder hatten – teils angeregt, teils getrieben durch die 
hochschulpolitische Großwetterlage – den Wechsel von Ausbildung 
zu wissenschaftlich fundiertem Studium organisatorisch1, institutio-
nell2 und curricular vollzogen. Dennoch: Der durch den sonntäglichen 
Tatortkonsum geschulte Bürger stellt sich unter einem Kommissar 
vielleicht einen Haudegen vor, einen ganzen Kerl wie Nick Tschiller, 
einsam wie Max Ballauf – und immer auch ein bisschen Kino. Aber die 
harten Bänke einer Hochschule werden nicht unmittelbar assoziiert. 

Ein Studium soll wissenschaftliche Methoden und Kenntnisse ver-
mitteln. Wissenschaft ist systematische, aus beobachtender Distanz 
vorgenommene Reflexion und Erkenntnisgewinn in Ansehung der 
Vorläufigkeit eigenen Wissens.3 Wissenschaftlich ist, was den Keim 
der Widerlegung in sich trägt. Wissenschaftliches Studium vermittelt 
Relativität von Wissen, ist Postulat von Falsifikation und Kritik statt 
Dogma.4 Der Alltag in Polizei und Verwaltung stellt andere Anfor-
derungen und der frische Absolvent wird gut daran tun, nicht gleich 
am ersten Tag seine neue Dienststelle auf links drehen zu wollen – frei 
nach dem Motto: „Ich kenne das Leben, ich habe studiert!“ Er ist fort-
an eingebunden in eine Hierarchie und hat sich den Gegebenheiten 
der jeweiligen Einsatzsituation unterzuordnen. Statt kritischer Fra-
gestellungen sind verwertbare Antworten, statt kritischer Reflexion 
und Diskurs ist Handlungssicherheit gefragt. Mancher Praktiker wird 
seinen jungen Kollegen zurufen, er möge vergessen, was er „auf der 
Schule“ gelernt habe. Die Praxis werde schon einen echten Polizisten, 
einen echten Verwaltungsbeamten aus ihm machen.5 
Die Spannung von wissenschaftlicher Ausbildung und praktischem 
Erfordernis ist zwar ausdrücklich Gegenstand sämtlicher einschlä-

* Prof. Dr. iur. Lars Esterhaus, M. Th. lehrt Öffentliches Recht an der HS Bund, 
ist Prodekan am Standort Brühl und Hochschuldidaktischer Moderator; die 
Äußerungen in diesem Beitrag entsprechen der persönlichen Auffassung des 
Verfassers.

** Der Beitrag beruht auf einem Grußwort des Verfassers anlässlich der Absolven-
tenfeier des Fachbereichs Kriminalpolizei der HS Bund am 30. September 2015.

1 BGBl. I 1976, 2209, § 14 II.
2 GMBl. A, 28. Oktober 1978.
3 Spohrer, Studium ohne Wissenschaft? Das Primat der Praxis am Beispiel des 

Hochschulstudiums der Polizei aus sozialwissenschaftlicher Sicht, in: Möllers/v. 
Ooyen, Bundespolizei – Hochschule – Innere Sicherheit, 25–34.

4 Zum Ganzen: Popper, Karl, Logik der Forschung, 1935.
5 Hammermann, Die Akademisierung der Polizei und die Missachtung von vorhan-

denen Wissensressourcen im Veränderungsprozess der Polizeiorganisationen, in: 
Feltes, Neue Wege, neue Ziele, Polizieren und Polizeiwissenschaft im Diskurs, 
Bd. 1, S. 11–S. 24 (13f.); Möller, Müssen Kommissarinnen und Kommissare ein 
akademisches Hochschulstudium absolvieren? in: Möllers/v. Ooyen, wie Fn. 3, 
35–60. 

giger laufbahn- und prüfungsrechtlicher6 Vorschriften. Doch wird 
versucht, die divergenten Profile von Studium und Praxis als Gegen-
satz zu konstruieren.7 Und wenn schon nicht das Studium für den 
künftigen Praktiker an sich in Frage gestellt wird, so möge es sich 
doch zumindest dem Primat der Praxis unterwerfen.

Es ist unbestritten, dass die Anforderungen an eine wissenschaftliche 
Arbeit sich von den Notwendigkeiten des behördlichen Alltags un-
terscheiden. Doch es sind zwei Seiten der gleichen Medaille. Nach § 2 
GKrimDVDV sind die Studierenden zu „verantwortlichem polizei-
lichen Handeln zu befähigen.“ Das Prinzip Verantwortung erscheint 
als Schlüssel zur Auflösung des vermeintlichen Gegensatzes zwischen 
Studium und Praxis zu sein. Wer verantwortlich handeln will, soll 
nicht nur Handlungsalternativen erkennen und wählen können. Er 
muss vor allem fähig und bereit sein, Verantwortung zu überneh-
men, und für die Folgen der getroffenen Entscheidung einzustehen: 
Verantwortung vor sich selbst und seinem Gewissen, Verantwortung 
vor den von seiner Entscheidung betroffen Menschen und vor allem 
Verantwortung vor der Verfassung, die ihn mit weit reichenden Kom-
petenzen ausstattet. Sicher ist in einer Situation der Gefahr im Ver-
zug eine schnelle operative Entscheidung gefragt und der handelnde 
Beamte wird nicht seine gesammelte wissenschaftliche Kompetenz 
ausdrücklich mitliefern. Aber wenn seine Entscheidung nicht auf ei-
nem soliden verantwortungsethischen Fundament basiert, dann ist 
er in Gefahr Fehler zu machen, er ist in Gefahr unverantwortlich zu 
handeln, ja er ist sogar in Gefahr ein Scharlatan zu sein. 

II. Rahmenbedingungen: Prinzip Hochschule? 

1. Die Verwaltungshochschulen kämpfen seit Jahren um Anerken-
nung im Konzert der bundesdeutschen Hochschulen. Der Trend zur 
Umbenennung in Hochschule8 und die Einführung von akkreditier-
ten Bachelor- und Masterstudiengängen sind dafür beredtes Zeugnis. 
Auch die Implementierung von anwendungsbezogener Forschung9 
und der nicht risikoarme Griff nach dem Promotionsrecht10 deuten 
in eben diese Richtung. 

Und dennoch: Die Hochschulrektorenkonferenz11 hat pointiert und 
scharf die FHenÖD kritisiert. Zwar ist die Kritik aber weitestgehend 
auf formal-strukturelle Defizite konzentriert und die materielle Qua-
lität in anwendungsbezogener Forschung und Lehre wird dem Grun-

6 U.a. § 3 Abs. 1 GBPolVDVDV; klarer: § 2 S. 1 GKrimDVDV.
7 Hauff, Scheingegensätze ziehen sich an – Polizeiliche Studiengänge und das Rin-

gen um Praxisorientierung und Akademisierung, in: Zeyse, Die Polizei zwischen 
Stabilität und Veränderung, 2006, 313–329. 

8 So zuletzt HS Bund im Oktober 2014; vgl. z.B. auch HfPV.
9 vgl. Schneider/Kirstein, Verwaltungsethik – Selbstverständnis und Themenfelder 

in Lehre, Forschung und Praxis an den FHÖD, Berlin 2013; Feltes, Frischer 
Wind und Aufbruch zu neuen Ufern? Was gibt es Neues zum Thema Polizeifor-
schung und Polizeiwissenschaft? in: Die Kriminalpolizei 2003, 96–98. 

10 U.a. § 33 II DHPolG i. V. m. PromO-DHPol.; vgl. dazu aber die außerordentlich 
kritische Stellungnahme des Wissenschaftsrates v. 25.01.2013 Drs. 2843-14, 12f.

11 Entschließung des 203. Plenums der HRK vom 9.11.2004, http://bit.ly/1oz9V0b 
(31. Mai 2016).
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Auch die öffentliche Verwaltung macht Fehler. Das beruht nicht 
zwangsläufig auf Unfähigkeit oder Schlampigkeit eines Sachbear-
beiters. Die Behörden müssen oft unklare und hochkomplizierte 
Gesetze ausführen und leiden unter Personalmangel. Da kann 
man schon mal eine Vorschrift übersehen oder falsch anwenden. 
Interessanter ist die Frage, wie die Verwaltung mit ihren Fehlern 
umgeht. Verstöße gegen Form- und Verfahrensvorschriften kann 
eine Behörde reparieren (§ 45 VwVfG); formelle Fehler sind in 
vielen Fällen schlicht unbeachtlich (§ 46 VwVfG). Mehr Groß-
zügigkeit des Gesetzgebers ist kaum vorstellbar und wäre wohl 
auch verfassungswidrig. 

Um so wichtiger ist, dass Fehler in der Sache schnell und gründ-
lich behoben werden. Die Bürger haben Verständnis dafür, dass 
ein Beamter auch mal patzt. Sie werden aber – zu Recht – unge-
mütlich, wenn die Fehlerkorrektur über Gebühr auf sich warten 
lässt. Auch das in der Politik gern praktizierte „Aussitzen“ sollte 
kein Vorbild für eine Behörde sein. Eine besonders unangenehme 
Variante besteht darin, einen Bürger sogar in klaren Fällen durch 
alle Instanzen zu jagen und darauf zu vertrauen, der klagenden 
Partei werde irgendwann im Prozessmarathon die Puste ausgehen. 
Richtig gemacht hat es eine junge Duisburger Amtsrichterin in 
einem Zivilrechtsstreit, in dem ich die Klagepartei vertrat. Sie hob 
ihren (ohne Anhörung erlassenen) Beschluss, wonach ich gemäß 
§ 79 Abs. 3 ZPO mangels Vertretungsbefugnis als Prozessbe-
vollmächtiger zurückgewiesen wurde, auf einen Telefonanruf hin 
kurzerhand mit wenigen Zeilen auf. Da sie damit einer aussichts-
reichen Beschwerde (s. § 79 Abs. 2 Nr. 2 ZPO) entging, war die 
prompte Reaktion auch für sie vorteilhaft. 

Eine andere Frage ist es, ob sich eine Behörde (oder ein Gericht) 
für einen Fehler zusätzlich entschuldigen sollte. Meines Erachtens 
verbietet sich eine pauschale Antwort. Bei Fehlern, die betroffene 
Bürger selbst verursacht haben, etwa durch lückenhafte Angaben 
in einem Antrag, ist eine Entschuldigung überflüssig. Anders lie-
gen die Dinge aber, wenn Behördenmitarbeiter fahrlässig oder 
sogar, was natürlich nie vorkommen sollte, vorsätzlich gehandelt 
haben. Es entspricht zivilisierten Umgangsformen, dass man in 
solchen Fällen sein Bedauern zum Ausdruck bringt. Gisela Fried-
richsen hat in mehreren SPIEGEL – Artikeln beklagt, dass sich die 

Richter und Staatsanwälte, die den fälschlich der Vergewaltigung 
bezichtigten Lehrer A. für fünf Jahre ins Gefängnis geschickt ha-
ben, nicht einmal zu einer Geste der Entschuldigung aufgerafft 
haben. Der später voll rehabilitierte Beschuldigte starb vor der 
(offenbar verschleppten) Entscheidung der Justizverwaltung über 
die ihm zustehende Haftentschädigung an einem Herzinfarkt. Ich 
stimme Frau Friedrichsen zu: Eine Entschuldigung bei Herrn A. 
bzw. dessen Angehörigen wäre mehr als angebracht gewesen. 

Natürlich entschuldigt sich niemand gern. Verwaltungsbeamte 
und Richter machen da keine Ausnahme, vielleicht denken sie an 
den Satz „Wer sich entschuldigt, klagt sich an“. Im Gegensatz zu 
einem Privatmann müssen sie aber regelmäßig nicht befürchten, 
persönlich haftbar gemacht zu werden, wenn sie einen Fehler zu-
geben (s. Art. 34 GG, § 839 Abs. 2 Satz 1 BGB). Vielleicht glau-
ben manche Verwaltungsmitarbeiter, dass eine Entschuldigung 
sich nicht mit der Pflicht verträgt, objektiv und ohne Ansehen der 
Person zu entscheiden. Selbstverständlich besteht diese Pflicht, 
und Mitleidsentscheidungen sieht das Gesetz nicht vor (sie kom-
men in der Praxis, etwa bei Prüfungen, aber durchaus vor). Mit 
der Reaktion auf einen Fehler hat das aber nichts zu tun. Das (im 
Buch und Film „Der Pate“ mehrfach zitierte) Motto „It’s just busi-
ness, nothing personal“ passt hier nicht. Ein Bürger darf eine fal-
sche behördliche Entscheidung persönlich (wie sonst?) nehmen, 
vor allem dann, wenn der Fehler sein Geld und seine Gesundheit 
gekostet hat. Eine mitfühlende Geste bietet zwar nicht in allen 
Fällen Trost, ist aber oft besser als gar keine Reaktion.
Ganz schlimm ist es jedoch, wenn die Entschuldigung unehrlich 
ist. Man sollte die „Verwaltungskunden“ nicht unterschätzen: 
Die Bürger können durchaus zwischen echter Anteilnahme und 
Krokodilstränen unterscheiden, sie empfinden eine geheuchelte 
Entschuldigung – fußballtechnisch gesehen – als Nachtreten. 

Einige Behörden beglücken die Adressaten ihrer Verwaltungs-
akte, gewissermaßen vorbeugend, mit der Floskel „Ich bedauere, 
keine für Sie günstigere Entscheidung getroffen zu haben“. 
Glaubwürdigkeit geht besser. 

 Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

67. Jahrgang 11/2016
DVP DEUTSCHE 

 VERWALTUNGS-
PRAXIS

Editorial

461

Über den Umgang mit Fehlern


